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STELLUNGNAHME
Zum Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert wird, die Verpflichtung zu Bildung oder Ausbildung für Jugendliche geregelt wird (Ausbildungspflichtgesetz) sowie das Arbeitsmarktservicegesetz, das Behinderteneinstellungsgesetz und das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz geändert werden (Jugendausbildungsgesetz)
GZ: BMASK-433.001/0003-VI/B/1/2016

Mit Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) ist Österreich verpflichtet, deren Grundsätze und Rechtsnormen in allen nationalen Gesetzen umzusetzen.
Die UN-BRK verpflichtet zur Gewährung sowohl von inklusiven Bildungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen, als auch zur Verwirklichung eines inklusiven Arbeitsmarktes. Gemäß Art. 27 UN-BRK anerkennen die Vertragsstaaten das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Arbeit und die Möglichkeit den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen.
Das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG) wurde im Jahr 2006 erlassen, um Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen oder zu verhindern und damit die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten.
Ein generalisierter Ausschluss von Menschen mit Behinderungen von der Ausbildungspflicht und den damit verbundenen unterstützenden und fördernden Maßnahmen lehnt die ÖAR ab.



Die ÖAR bedankt sich für die Übermittlung des obgenannten Ministerialentwurfs und erlaubt sich nachfolgende Stellungnahme abzugeben:
Die ÖAR weist darauf hin, dass Partizipation im Sinne der UN-BRK als kooperative Partizipation, wie sie in den Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung des BKA dargelegt ist, verstanden werden muss.[footnoteRef:1]  [1:  https://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=33730] 

Die ÖAR nimmt mit Bedauern zur Kenntnis, dass ihre Anregungen im Vorfeld nicht aufgegriffen wurden und im vorliegenden Entwurf nicht enthalten sind. Dazu ersucht die ÖAR um schriftliche Übermittlung einer Begründung.
Voraussetzung für das Auferlegen einer Ausbildungspflicht, die gleichzeitig auch ein Recht auf eine weiterführende Ausbildung impliziert, ist für Jugendliche mit Behinderungen die Verwirklichung eines inklusiven Schulsystems auf allen Ebenen, wie es die UN-BRK vorgibt. 
Die ÖAR vermisst im vorliegenden Entwurf die Übernahme dieser Verantwortung durch das BMBF. Nach Ansicht der ÖAR wäre das Bildungsministerium verstärkt in die Pflicht zu nehmen, die optimalen Grundlagen für eine Ausbildungsmöglichkeit für alle Menschen zu schaffen. Mängel des Pflichtschulsystems können jedenfalls mit der Ausbildung bis 18 nicht ausgeglichen werden.
Die ÖAR begrüßt die Maßnahme der Erweiterung des Jugendcoachings, Produktionsschulen und anderer SMS Angebote, gibt jedoch zu bedenken, dass aus Produktionsschulen Jugendliche mit schweren Behinderungen oder mit akuten psychischen Problemen ausgeschlossen sind[footnoteRef:2]. Im vorangesetzten Jugendcoaching werden sehr leicht Jugendliche mit höherem Unterstützungsbedarf direkt in Beschäftigungstherapien verwiesen (nach Angabe der bundesweiten Koordinationsstelle Übergang Schule – Beruf waren das im Zeitraum zwischen 1.1.2015 und 1.10.2015 584 Personen). [2:  siehe: Sozialministeriumservice (2014). Produktionsschule. Konzept inklusive Umsetzungsregelungen, S. 12 und 13. https://www.sozialministeriumservice.at/cms/site/attachments/9/9/1/CH0013/CMS1434111677157/anlage_produktionsschule_01_-_konzept.pdf] 

Auch wird das Vorhaben begrüßt, Angebote des AMS zu erweitern. Um bessere Chancen für Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt zu erzielen und die hohe Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen besser bekämpfen zu können, ersucht die ÖAR in den Zielekatalog des AMS auch die Inklusion von Menschen mit Behinderungen als wichtiges Ziel aufzunehmen.

Ad Ausbildungspflichtgesetz - ABPG
Eine generalisierte Ausnahmemöglichkeit von Menschen mit Behinderungen (siehe auch die Erläuterungen zu § 7) bei der Ausbildungspflicht beziehungsweise dem damit einhergehenden Recht auf eine Ausbildung, wie sie im § 7 des vorliegenden Entwurfes vorgesehen ist, lässt eine mittelbare Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen vermuten. 
Damit wiederspricht sie nicht nur den Bestimmungen des Art. 7 B-VG und den Gleichstellungsbestimmungen des BGStG, sondern im gleichen Maße dem Gedanken eines Paradigmenwechsels, der der UN-BRK immanent ist. Es würde davon ausgegangen, dass Jugendliche mit Behinderungen, aufgrund ihrer Beeinträchtigung nicht fähig wären, eine Berufsausbildung bzw. der Ausübung einer Erwerbstätigkeit nachkommen zu können.
Schulische und berufliche Ausbildung sind der Schlüssel für die späteren Chancen auf dem Arbeitsmarkt. 
Die UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten dazu, einerseits im Rahmen eines inklusiven Bildungssystems sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen, ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen, Zugang zu allgemeiner Berufsausbildung haben (Artikel 24 Absatz 1 Satz 2, Absatz 5 Satz 1 UN-BRK). Andererseits werden die Vertragsstaaten in Artikel 27 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d) UN-BRK verpflichtet, geeignete Schritte zu unternehmen, um Menschen mit Behinderungen Zugang zu allgemeiner Berufsausbildung zu ermöglichen.
Mit der Dispensmöglichkeit wegen Unzumutbarkeit einer Ausbildungspflicht aufgrund einer Behinderung, die allzu leicht in Anspruch genommen werden kann, würde der Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt einmal mehr Tür und Tor geöffnet, indem festgehalten wird, dass es Menschen gäbe, für die aufgrund einer Behinderung eine Ausbildung und damit auch die Erfüllung von Arbeit nicht möglich oder unzumutbar erscheint.
Begriffe wie „schulunfähig“ aber auch eine falsch verstandene „Rücksicht“ auf die Zumutbarkeit einer Ausbildung oder Teilnahme an gesellschaftlichen Angeboten führt meist dazu, dass Menschen mit Behinderungen elementare Rechte abgesprochen werden.
Nach dem Leitgedanken der UN-BRK ist nicht so sehr die Beeinträchtigung behindernd, sondern Barrieren und Einstellungen, die zu einer Behinderung führen. In einem inklusiven und offenen Bildungs- und Arbeitssystem sind den Möglichkeiten für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen gemäß einem sozialen Modell von Behinderung nur mehr wenig Grenzen gesetzt.
Folgt man diesen Leitlinien der UN-BRK, steht fest, dass allen Kindern und Jugendlichen Bildung, dazu zählt auch die Berufsausbildung, in inklusiven und für alle offenen Systemen zur Verfügung stehen muss. Dies bedeutet unter anderem, dass das separierende Sonderschulsystem und der fast automatisierte Übergang von der Sonderschule in die sog. Beschäftigungstherapien zu beseitigen sind. Dazu sind Strukturen zu schaffen, die im dualen System Berufsausbildungen ermöglichen. Ebenso ist der Ausbildungsbereich des allgemeinen Arbeitsmarktes verpflichtend inklusiv zu gestalten.
Konsequent weiter gedacht, ist natürlich auch zu prüfen, wie der allgemeine Arbeitsmarkt umzugestalten ist, damit Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit geboten wird, chancengleich teilzuhaben und sie sich darin auf die ihnen eigene Art mit Arbeitsleistungen einbringen können.
Der vorliegende Entwurf enthält kaum Maßnahmen oder individuelle Unterstützungsleistungen für Menschen mit Behinderungen, um den Zugang zur chancengleichen Berufsausbildung oder einen inklusiven Arbeitsmarkt für alle Menschen mit Behinderungen, wie sie auch die UN-BRK aufzählt, vorzubereiten.
Mit Ausnahme von § 7 sind Jugendliche mit Behinderungen im vorliegenden Entwurf überhaupt nicht sichtbar und es fehlen Überlegungen für die Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen, die nach dem Lehrplan für erhöhten Förderbedarf unterrichtet werden, gänzlich.
Es ist der ÖAR bewusst, dass die geforderte inklusive Bildung und Berufsausbildung nicht nur im vorliegenden Regelwerk umgesetzt werden kann.
Damit das Jugendausbildungsgesetz auch für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zum gewünschten Erfolg führen kann, sind bestehende Schulgesetze zu ergänzen. So ist jedenfalls Inklusion in der Sekundarstufe II für alle Kinder und Jugendliche verpflichtend festzuschreiben. Für inklusive Schulen sind entsprechende Rahmenbedingungen und Ressourcen vorzusehen und einzuräumen, sowie das Recht auf schulische Teilabschlüsse vorzusehen.
In jedem Fall lehnt die ÖAR Sanktionsmaßnahmen für Eltern ab, die es nicht schaffen, ihre Kinder zu einer weiteren Ausbildung bzw. den vorgesehenen Aktivitäten anzuhalten. Alternativ könnten frühzeitig einsetzende Unterstützungsleistungen bzw. andere Anreize zum gewünschten Erfolg führen. 
Abschließend wird mitgeteilt, dass diese Stellungnahme ebenso dem Präsidium des Nationalrates in elektronischer Form übermittelt wird.

Mit besten Grüßen

Für Präsident Dr. Klaus Voget 
Generalsekretärin Mag.a Eringard Kaufmann (e.h.)
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Wien, am 
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